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Satzung 

Präambel 

Der Verein ist die Arbeitsgemeinschaft größerer deutscher Sportvereine. Er wurde am 11. Oktober 1974 
in Freiburg i. Br. gegründet. Kerngedanke war die „Hilfe zur Selbsthilfe“ für die Mitgliedsvereine. Der 
Freiburger Kreis stärkt durch professionelle Organisationsstrukturen, Mitwirken auf politischer Ebene 
und Einflussnahme bei kommunalpolitischen Entscheidungen die tägliche Vereinsarbeit seiner Mit-
gliedsvereine. 

 

§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen „Freiburger Kreis e. V.“ (nachfolgend als „Verein“ bezeichnet).  

2. Sitz des Vereins ist Freiburg i. Br. 

3. Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Freiburg i. Br. unter der Nr. VR 2326 eingetragen.  

4. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Zweck 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

2. Zweck des Vereins ist die Förderung 

a) des Sports 

b) der Bildung. 

3. Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch 

a. Beratung seiner Mitglieder in Fragen der Sportorganisation und Sportverwaltung 

b. Schulungen und Seminare 

c. Öffentlichkeitsarbeit. 

4. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

5. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

6. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unver-
hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

7. Mitglieder erhalten bei Ausscheiden aus dem Verein oder dessen Auflösung keine Beitragsanteile 
zurück und haben keinen Anspruch auf das Vermögen des Vereins. 

 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft kann von gemeinnützigen Sportvereinen erworben werden, die folgende Mindest-
voraussetzungen erfüllen: 

a. eine Mitgliederzahl von mindestens 3.000 

b. hauptamtliche Mitarbeiter/innen oder vereinseigene Sportanlagen. 

2. Der Beitritt eines Sportvereins erfolgt durch einen Aufnahmeantrag unter Beifügung der aktuellen 
Satzung und des zuletzt erteilten Freistellungsbescheids vom Finanzamt an den Vorstand, der über 
die Aufnahme abschließend entscheidet. Der Verein kann auch die Möglichkeit schaffen, dass der 
Aufnahmeantrag online über die Homepage des Vereins unter www.freiburger-kreis.de gestellt wer-
den kann. Der Eintritt in den Verein wird mit dem Erhalt einer schriftlichen oder automatisierten 
Aufnahmebestätigung wirksam. 

3. Eine Ablehnung des Aufnahmeantrages durch den Vorstand ist schriftlich mitzuteilen, bedarf aber 
keiner Begründung. 

4. Der Verlust der Gemeinnützigkeit eines Mitgliedsvereins ist dem Vorstand sofort mitzuteilen. 
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§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

1. Mit der Aufnahme in den Verein anerkennen die Mitglieder die Satzung. Sie verpflichten sich, die 
Satzungsregelungen und die Ordnungen des Vereins sowie die Beschlüsse der Vereinsorgane zu 
befolgen. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Vereinsinteressen zu fördern und alles zu unterlassen, 
was dem Ansehen und dem Zweck des Vereins entgegensteht. 

2. Die Mitglieder sind berechtigt an allen Aktivitäten des Vereins, insbesondere dem Frühjahrs- und 
Herbstseminar sowie an Tagesseminaren und sonstigen Aktivitäten teilzunehmen. 

3. Die Mitglieder sind verpflichtet, den Verein laufend über Änderungen in ihren Vereinsverhältnissen 
schriftlich zu informieren. Dazu zählen insbesondere: 

a. Mitteilung über Namen, Personen und Anschriftenänderungen/Änderungen der E-Mail-Adres-
sen der Empfangsbevollmächtigten; 

b. Mitteilung über Namen, Personen und Anschriftenänderungen/Änderungen der E-Mail-Adres-
sen des Vorstands oder Präsidiums; 

c. Änderung der Bankverbindung bei der Teilnahme am SEPA-Verfahren; 

d. Mitteilung über die Aberkennung der Gemeinnützigkeit. Alternativ: Zusendung des jeweils aktu-
ellen Freistellungsbescheids vom Finanzamt.  

4. Nachteile, die den Mitgliedern dadurch entstehen, dass sie dem Verein die erforderlichen Änderun-
gen nicht mitteilen, gehen nicht zu Lasten des Vereins und können diesem nicht entgegengehalten 
werden. Entsteht dem Verein dadurch ein Schaden, sind den Mitgliedern zum Ausgleich verpflichtet.  

 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft erlischt durch 

a. Austritt aus dem Verein 

b. Streichung von der Mitgliederliste 

c. Ausschluss aus dem Verein 

d. Auflösung der juristischen Person. 

zu 

1.a) Der Austritt aus dem Verein (Kündigung) erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vor-
stand des Vereins. Der Austritt kann bis spätestens 30.09. eines Jahres zum Ende des Kalen-
derjahres erklärt werden.  

1.b) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes von der Mitgliederliste gestrichen werden, 
wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von Beiträgen gemäß § 6 der 
Satzung in Verzug ist.  

Die Streichung darf erst beschlossen werden, wenn nach der Absendung der zweiten Mahnung 
ein Monat verstrichen ist und in dieser Mahnung ausdrücklich die Streichung angedroht wurde. 
Die Streichung ist dem Mitglied mitzuteilen. 

1.c) Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen gröblich verstoßen hat, durch Beschluss 
des Vorstands aus dem Verein ausgeschlossen werden. 

Ein Ausschlussgrund ist insbesondere in folgenden Fällen gegeben: 

- bei grobem Verstoß gegen die Regelungen oder Beschlüsse des Vereins,  

- wenn sich das Mitglied unehrenhaft verhält oder das Ansehen des Vereins durch Äußerun-
gen oder Handlungen herabsetzt oder schädigt. 

  Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Setzung einer angemessenen Frist von 14 
Tagen Gelegenheit zu geben, sich persönlich vor dem Vorstand oder schriftlich zu rechtfer-
tigen.  

  Der Beschluss über den Ausschluss ist mit Gründen zu versehen und dem Mitglied schriftlich 
bekannt zu machen. Das Mitglied hat die Möglichkeit, Berufung bei der Mitgliederversamm-
lung einzureichen; die Mitgliederversammlung entscheidet endgültig über den Ausschluss. 
Die Berufung hat keine aufschiebende Wirkung. 

1.d) Bei Auflösung oder Insolvenz erlischt die Mitgliedschaft mit sofortiger Wirkung. 
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2. Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, erlöschen alle Ansprüche aus 
dem Mitgliedschaftsverhältnis. Noch ausstehende Verpflichtungen aus dem Mitgliedschaftsver-
hältnis, insbesondere ausstehende Beitragspflichten, bleiben unberührt. 

 

§ 6 Mitgliedsbeitrag 

1. Für die Mitgliedschaft wird ein Jahresbeitrag erhoben, der bis 31.3. eines jeden Jahres im Einzugs-
verfahren fällig wird. 

2. Die Höhe des Mitgliedsbeitrages bestimmt die Mitgliederversammlung durch Beschluss mit einfa-
cher Mehrheit. 

3. Im Jahr des Eintritts wird der Mitgliedsbeitrag zeitanteilig in Monaten erhoben. 

 

§ 7 Organe des Vereins 

Die Organe des Vereins sind 

1. die Mitgliederversammlung 

2. der Vorstand. 

 

§ 8 Haftung der Organmitglieder und Vertreter 

Die Haftung der Mitglieder der Organe, der besonderen Vertreter oder der mit der Vertretung beauftrag-
ten Vereinsmitglieder wird auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Werden diese Personen 
von Dritten zur Haftung herangezogen, ohne dass Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt, haben 
diese gegen den Verein einen Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen zur Abwehr der Ansprüche 
sowie auf Freistellung von Ansprüchen Dritter. 

 

§ 9 Amtsausübung, Vergütung, Aufwendungsersatz 

1. Alle Organfunktionen im Verein werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeführt. Die Satzung kann 
hiervon Ausnahmen ausdrücklich zulassen. 

2. Bei Bedarf können die Vereins- und Organämter des Vereins im Rahmen der haushaltsrechtlichen 
Möglichkeiten entgeltlich auf der Grundlage eines Dienst- oder Arbeitsvertrages oder gegen Zahlung 
einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG ausgeübt werden. 

3. Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach Abs. 2 trifft grundsätzlich der Vor-
stand. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung. Für die Entscheidung einer 
angemessenen entgeltlichen Vereinstätigkeit des Vorstandes ist die Mitgliederversammlung zustän-
dig. 

4. Im Übrigen hat der Vorstand, wie auch andere Vereinsmitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen 
Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen durch die Tätig-
keit für den Verein entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, 
Telefon usw.  

 

§ 10 Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung findet einmal jährlich möglichst in Verbindung mit einem Seminar im 
ersten Halbjahr statt. Tagungsort und Termin sind vom Vorstand mindestens 8 Wochen vorher im 
Info bekannt zu geben. 

2. Die Mitgliederversammlung kann entweder real oder virtuell erfolgen. Der Vorstand entscheidet hier-
über nach freiem Ermessen und teilt dies in der Einladung mit. Virtuelle Mitgliederversammlungen 
finden in einem nur für die berechtigten Teilnehmer der Mitgliederversammlung zugänglichen Chat-
room oder Videokonferenzraum bzw. einem anderen geeigneten System statt. Die Teilnehmer müs-
sen sich dazu über gesonderte Zugangsdaten anmelden. Die Zugangsdaten sind jeweils nur für die 
jeweilige Mitgliederversammlung gültig. Die teilnahmeberechtigten Personen, die ihre E-Mail-Ad-
resse beim Verein hinterlegt haben, erhalten die Zugangsdaten per E-Mail, die Übrigen erhalten die 
Zugangsdaten per Brief. Ausreichend ist eine Versendung der Zugangsdaten drei Tage vor der Mit-
gliederversammlung an die dem Verein zuletzt bekannte E-Mail-Adresse bzw. eine Woche vor der 
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Mitgliederversammlung an die zuletzt mitgeteilte Postanschrift. Die Empfänger sind verpflichtet, die 
Zugangsdaten geheim zu halten. Eine Weitergabe an dritte Personen ist nicht zulässig. 

3. Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der 
erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen der Mitglieder gefasst, soweit sich aus der Satzung nichts Abweichendes ergibt.  

4. Anträge aus den Reihen der Mitglieder sind mindestens 3 Wochen vor Zusammentritt der ordentli-
chen Mitgliederversammlung dem Vorstand schriftlich mit Begründung einzureichen. 

5. Ausgenommen sind Dringlichkeitsanträge, über deren Aufnahme in die Tagesordnung die Mitglie-
derversammlung mit einer Mehrheit von 2/3 der abgegebenen gültigen Stimmen der Mitglieder ent-
scheidet. Als Dringlichkeitsanträge können nur solche Beschlussgegenstände behandelt werden, 
bei denen eine entsprechende Begründung vom Antragsteller vorgetragen wird, aus der sich vor 
allem die Umstände der Dringlichkeit und die Bedeutung des Antrages ergeben. Satzungsände-
rungsanträge sind als Dringlichkeits-anträge nicht statthaft. 

6. Die Mitgliederversammlung hat folgende Aufgaben: 

a. den Jahresbericht des Vorstandes entgegenzunehmen 

b. den Rechnungsabschluss zu genehmigen 

c. die Entlastung und Wahl des Vorstandes vorzunehmen 

d. den Haushaltsplan zu genehmigen 

e. Satzungsänderungen oder die Auflösung des Vereins zu beschließen 

f. über sonstige, auf die Tagesordnung gebrachte Fragen zu entscheiden 

g. zwei Kassenprüfer zu wählen.  

7. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstandsvorsitzenden oder im Verhinderungsfall vom Stell-
vertretenden Vorsitzenden geleitet. Die Mitgliederversammlung kann bei Bedarf aus ihrer Mitte ei-
nen Versammlungsleiter wählen. 

8. Jeder Mitgliedsverein besitzt unabhängig von seiner Größe eine Stimme. Die Vorstandsmitglieder 
haben als Einzelpersonen ebenfalls Stimmrecht. 

9. Die Abstimmung erfolgt per Handzeichen. Die Mitgliederversammlung kann auf Antrag eines Mit-
glieds andere Abstimmungsverfahren mit einfacher Mehrheit beschließen. 

10. Beschlüsse über Satzungsänderungen erfordern eine Mehrheit von 2/3 der abgegebenen gültigen 
Stimmen der Mitglieder. Für Änderungen und Erweiterungen des Vereinszwecks bedarf es einer 
Mehrheit von 3/4 der abgegebenen gültigen Stimmen der Mitglieder. 

11. Zur Auflösung des Vereins ist eine Mehrheit von 4/5 der abgegebenen gültigen Stimmen der Mit-
glieder erforderlich.  

11. Über den Versammlungsverlauf und über die Beschlussfassung ist ein Protokoll zu führen, das vom 
Versammlungsleiter und Protokollführer zu unterzeichnen und allen Mitgliedsvereinen zuzustellen 
ist. 

 

§ 11 Vorstand 

1. Der Verein wird vom Vorstand geleitet. Ihm obliegt die Führung der laufenden Geschäfte, die Ver-
waltung des Vermögens und des Eigentums. Dem Vorstand (BGB) obliegen ferner Einstellungen 
und Entlassungen des Personals. Er ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie 
nicht durch die Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind.  

2. Der Vorstand besteht aus dem Vorstandsvorsitzenden, dem Stellvertretenden Vorsitzenden und 
höchstens bis zu fünf weiteren Vorstandsmitgliedern. Die Mitglieder des Vorstands müssen Mitglied 
in einem Mitgliedsverein sein.  

3. Der Vorstandsvorsitzende leitet und koordiniert die Arbeit des Vorstandes. Der Vorstand bestimmt 
aus seiner Mitte einen Stellvertretenden Vorsitzenden. Die Vorstandsmitglieder können im Übrigen 
in einem Geschäftsverteilungsplan festlegen, welche Aufgabengebiete von welchen Vorstandsmit-
gliedern in Übereinstimmung mit den Beschlüssen des Vorstandes selbständig bearbeitet werden.  
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4. Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der Vorstandsvorsitzende und der Stellvertretende Vorsit-
zende. Jeder ist alleinvertretungsberechtigt. Für das Innenverhältnis gilt: Der Stellvertretende Vor-
sitzende kann den Verein nur im Falle der Verhinderung des Vorstandsvorsitzenden vertreten. 

5. Die Mitglieder des Vorstandes werden durch die Mitgliederversammlung auf die Dauer von jeweils 
zwei Jahren gewählt. Der Vorstandsvorsitzende sowie zwei weitere Vorstandsmitglieder werden in 
Jahren mit ungerader Jahreszahl gewählt, weitere Vorstandsmitglieder in Jahren mit gerader Jah-
reszahl.  

6. Der Vorstand bleibt auch nach Ablauf der Amtszeit bis zur Neuwahl im Amt. Scheidet ein Vorstands-
mitglied vorzeitig aus, so kann sich der Vorstand bis zur nächsten Mitgliederversammlung ergänzen. 
Diese Ergänzung ist auf die restliche Amtszeit der laufenden Amtsperiode des Vorstands beschränkt 
und wird mit der Wahl durch die nächste Mitgliederversammlung hinfällig. 

7. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen. Der Vorstand fasst 
seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Die Be-schlussvorla-
gen stehen den Vorstandsmitgliedern in einem Sharepoint zur Verfügung. 

8. Die Beschlüsse des Vorstands werden grds. in Präsenzversammlungen beschlossen. Auch die 
schriftlichen, fernmündlichen oder elektronischen Formen der Beschlussfassung des Vorstands sind 
zulässig. Ein in diesem Verfahren gefasster Beschluss ist wirksam, wenn ein Vorstandsmitglied nicht 
innerhalb einer Woche nach Zugang des Protokolls dem Beschluss schriftlich widerspricht. Be-
schlussergebnisse und Protokoll gelten am zweiten Tag nach der Absendung als zugegangen. 

 

§ 12 Beirat 

Zum Zwecke der Beratung kann der Vorstand Beiräte, die nicht unbedingt Mitgliedsvereinen angehören 
müssen, auf die Dauer von 2 Jahren gleichlaufend mit der Amtszeit des Vorstandsvorsitzenden berufen.  

 

§ 13 Kassenprüfer 

1. Die Mitgliederversammlung wählt aus dem Kreis der stimmberechtigten Mitglieder zwei Kassenprü-
fer/innen für eine Amtsdauer von zwei Jahren, wobei jedes Jahr ein/e Prüfer/in ausscheidet und 
ein/e andere/r Prüfer/in neu zur Wahl ansteht.  

2. Gewählt werden können nur Mitglieder, die nicht dem Vorstand – ggf. weiteren Gremien – angehö-
ren.  

3. Den Kassenprüfern/innen obliegt die Prüfung aller Kassen des Vereins. Die Kassenprüfer/innen 
sind zur umfassenden Prüfung der Kassen einschließlich des Belegwesens in sachlicher und rech-
nerischer Hinsicht berechtigt und verpflichtet. 

4. Bei vorgefundenen Mängeln müssen die Kassenprüfer/innen unverzüglich dem Vorstand berichten.  

5. Die Prüfungsberichte sind der Mitgliederversammlung vorzulegen und zu erläutern.  

 

§ 14 Vereinsordnungen 

1. Der Verein kann sich zur Regelung der internen Abläufe des Vereinslebens Vereinsordnungen ge-
ben. 

2. Alle Vereinsordnungen sind nicht Bestandteil dieser Satzung und werden daher nicht in das Ver-
einsregister eingetragen. 

3. Für Erlass, Änderung und Aufhebung einer Vereinsordnung ist grundsätzlich der Vorstand (BGB) 
zuständig, sofern nicht an anderer Stelle in dieser Satzung eine abweichende Regelung getroffen 
wird. 

4. Vereinsordnungen können bei Bedarf für folgende Bereiche und Aufgabengebiete erlassen werden: 

a. Geschäftsordnung für die Organe des Vereins 

b. Finanzordnung 

c. Beitragsordnung 

d. Reisekostenordnung 

e. Wahlordnung 
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5. Zu ihrer Wirksamkeit müssen die Vereinsordnungen den Mitgliedern des Vereins bekanntgegeben 
werden. Gleiches gilt für Änderungen und Aufhebungen. 

 

§ 15 Datenschutz 

1. Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins werden unter Beachtung der gesetzlichen 
Bestimmungen personenbezogene Daten über persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglie-
der im Verein gespeichert, übermittelt und verändert. 

2. Jeder Betroffene hat das Recht auf: 
- Auskunft nach Artikel 15 DS-GVO, 
- Berichtigung nach Artikel 16 DS-GVO, 
- Löschung nach Artikel 17 DS-GVO, 
- Einschränkung der Verarbeitung nach Artikel 18 DS-GVO, 
- Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 DS-GVO, 
- Widerspruch nach Artikel 21 DS-GVO, 
- Beschwerde nach Art. 13 Abs. 2 lit. d DSGVO und Art. 77 DSGVO i. V. m. § 19 BDSG 

3. Den Organen des Vereins und allen Mitarbeitern des Vereins oder sonst für den Verein Tätigen ist 
es untersagt, personen-bezogene Daten unbefugt zu anderen als den zur jeweiligen Aufgabener-
füllung gehörenden Zwecken zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder 
sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben genannten Personen 
aus dem Verein hinaus. 

 

§ 16 Auflösung und Vermögensanfall 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung beschlossen werden, auf deren 
Tagesordnung die Beschlussfassung über die Vereinsauflösung den Mitgliedern angekündigt ist. 

2. Zur Beschlussfassung über die Auflösung ist eine Mehrheit von 4/5 der abgegebenen gültigen Stim-
men der Mitglieder erforderlich. 

3. Für den Fall der Auflösung bestellt die Mitgliederversammlung zwei Liquidatoren, die die Geschäfte 
des Vereins abzuwickeln haben. Die Liquidatoren sind nur gemeinschaftlich vertretungsberechtigt. 

4. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuer-
begünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für die Förderung des Sports oder der Bildung. 

 

§ 17 Schlussbestimmungen und Gültigkeit dieser Satzung 

1. Klagen auf Feststellung der Nichtigkeit oder der Anfechtung von Beschlüssen des Vereins und seiner 
Organe können nur binnen einer Frist von einem Monat ab Beschlussfassung gerichtlich geltend 
gemacht werden. 

2. Gleiches gilt für die Geltendmachung von vereinsinternen Rügen auf Unwirksamkeit von Beschlüs-
sen. Die Rüge ist gegenüber dem Vorstand (BGB) schriftlich unter Angabe von Gründen zu erheben. 

3. Berechtigt zur Anfechtung ist jedes vom Vereinsbeschluss betroffene Vereins- oder Organmitglied. 

4. Die Gründungssatzung des Vereins wurde am 5. Mai 1990 beschlossen und am 1. September 1991 
in das Vereinsregister eingetragen. 

 Änderungen der Satzung wurden letztmals durch die Mitgliederversammlung am 30. März 2017 be-
schlossen.  

5. Die Mitgliederversammlung beauftragt den Vorstand bei redaktionellen Änderungen auf Hinweis 
durch das Amtsgericht oder Finanzamt diese ohne nochmalige Einberufung einer Mitgliederver-
sammlung vorzunehmen. 

6. Die Satzung tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 


